









Stand: 30.05.2011

Rahmenzielvereinbarung Selbständiges Wohnen

Darstellung der erwarteten finanziellen Ergebnisse

1. Inanspruchnahme vorrangiger Sozialleistungsträger

1.1     Häusliche Krankenpflege, Soziotherapie (SGB V)

Bewertung

Nach Analyse der erhobenen Daten werden in allen stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe Maßnahmen der Behandlungspflege erbracht. Diese haben ein bewertetes Volumen von rd. 15 Euro je Tag und Klient (Basis Preiskatalog der ambulanten Pflegedienste).

Bei der Analyse sind auch die Leistungen für das Richten und Stellen von Medikamenten berücksichtigt worden. Ohne diese Maßnahmen reduziert sich der tägliche Wert auf einen Betrag von 8 – 10 Euro.

Berechnung

Sollte es gelingen, durch pauschale Verhandlungen mit den Krankenkassen kalendertäglich in der Spanne 2 – 4 Euro und Klient abzurechnen zu können, so ergäbe sich daraus eine Kostenersparnis von perspektivisch 29,2 Mio. – 58,4 Mio. Euro für beide Landschaftsverbände (40.000 * 2 bzw. 4 € * 365).

Die Verhandlungen mit den Krankenkassen werden sich über einen langen Zeitraum erstrecken. Ob es gelingt, pauschale Vereinbarungen zu treffen wird als noch sehr vage eingestuft. Möglicherweise erwarten die Krankenkassen jeweils eine separate Verordnung der einzelnen Leistungen und eine entsprechende Abrechnung.

Finanzielle Einsparungen werden frühestens im Kalenderjahr 2013 erwartet.

Wegen der vorhandenen Unsicherheiten wird davon ausgegangen, dass für eine Berechnung nur der geringere Wert angesetzt werden kann.

Entlastung

Unter Vorbehalt könnte sich folgende Entlastung einstellen (für beide LVe):

Kalenderjahr 2012



  0 Euro

Kalenderjahr 2013


29,2 Mio. Euro

Kalenderjahr 2014


29,2 Mio. Euro

Zur Frage der Implementierung der Soziotherapie können noch keine Aussagen gemacht werden. Unklar ist, ob der mit dem MGEPA initiierte „Runde Tisch“ Bewegung in die Szene bringt und entsprechende Angebote in den Regionen entstehen. Unklar ist weiter, inwieweit damit vermutete Wirkungen auf die Fallzahlen u. a. im Ambulant Betreuten Wohnen verbunden sind.

1.2 Pflegeleistungen gem. § 43 SGB XI

 
Bewertung

Perspektivisch sollte es gelingen, je Kalenderjahr rd. 100 ältere Menschen mit Behinderungen in anerkannten Pflegeinrichtungen zu betreuen.

Berechnung

Für jeden umgestellten Fall wird mit jährlichen Einsparungen in Höhe von 12.000 Euro (Durchschnittliche Differenz zu dem Leistungsbetrag gem. § 43 a SGB XI) gerechnet. Bei 100 Fällen entspricht dies einer Einsparung in Höhe von 1.200.000 Euro.

Im Kalenderjahr 2012 wird eine Einsparung in Höhe von 1.200.000 Euro angenommen. Dieser Wert steigert sich von Jahr zu Jahr um jeweils 1.200.000 Euro.

Entlastung


Kalenderjahr 2012

1,2 Mio. Euro


Kalenderjahr 2013

2,4 Mio. Euro


Kalenderjahr 2014

3,6 Mio. Euro

Zu berücksichtigen ist, dass sich die Zuwächse in der Entlastung auf der Zeitachse verringern werden, da sich die Fallzahlen durch natürliche Abgänge perspektivisch verringern werden.

1.2.1 Pflegeversicherungsleistungen für Menschen mit Behinderungen in ambulanten Versorgungsstrukturen

Bewertung/Berechnung:

Soweit Menschen mit pflegerischen Bedarfen statt eines stationären Angebotes eine Hilfe im Ambulant Betreuten Wohnen bewilligt werden kann, haben diese Anspruch auf Pflegesachleistungen (§ 36 SGB XI) bzw. Pflegegeld für selbstbeschafte Pflegehilfen (§ 37 SGB XI). Diese Leistungen übersteigen die Leistungen gem. § 43a SGB XI deutlich.

Geht man davon aus, dass 1/3 der Menschen zu 2. pflegebedürftig im Sinne des SGB XI sind, so ergibt sich daraus eine finanzielle Entlastung in Höhe von 

Entlastung

Kalenderjahr 2012

220.000 Euro 

Kalenderjahr 2013

440.000 Euro 

Kalenderjahr 2014

660.000 Euro 

2. Mehr Menschen das Leben in der eigenen Häuslichkeit ermöglichen und dazu die erforderlichen Leistungselemente entwickeln

hier: Erprobung der Leistungsmodule LT S und LT HG

Bewertung
Es wird davon ausgegangen, dass mit den neuen Leistungsmodulen sowohl die Neufälle im Ambulant Betreuten Wohnen reduziert werden können als auch zusätzliche Wechsel aus der stationären Betreuung heraus möglich werden. Die Fallzahl wird landesweit mit 100 Fällen angenommen.

Berechnung

Die Berechnung lässt sich davon leiten, dass diese Leistung für Menschen mit einem höheren Hilfebedarf in Betracht kommt. Als Referenzgruppe wurde eine Einstufung in LT 9 HBG 3 unterstellt (Fallkosten je Jahr ohne Tagesstruktur rd. 40.000 Euro). Ferner wird davon ausgegangen, dass sich der Hilfebedarf im ABW mit 6 Fachleistungsstunden (LT I) und 1,5 Stunden (LT S) darstellt. Ferner wird davon ausgegangen, dass bei rd. 20 % dieser möglichen Fälle der Bedarf an Hintergrunddiensten ergibt.

Ausgehend von diesen Annahmen wird die Betreuung im ABW einschl. der existenzsichernden Leistungen rd. 30.000 Euro betragen, mithin zu ¾ der bisherigen Kosten. Bei unterstellt 100 Fällen jährlich ergibt sich eine jährliche Entlastung von rd. 1.000.000 Euro.

Entlastung

Kalenderjahr 2012

1,0 Mio. Euro

Kalenderjahr 2013

2,0 Mio. Euro

Kalenderjahr 2014

3,0 Mio. Euro

Zu berücksichtigen ist, dass sich die Zuwächse in der Entlastung auf der Zeitachse verringern werden, da sich die Fallzahlen nach Umsteuerung im Hilfeplanverfahren durch geringere Wechsel aus stationären Bezügen perspektivisch verringern werden.

3. Zusammenfassung der möglichen Entlastung

Kalenderjahr 2012

Häusliche Krankenpflege


     0         Euro

Pflegeleistungen gem. § 43 SGB XI
  1,2 Mio. Euro

Ambulante Pflegeleistungen

  0,2 Mio. Euro 

Leistungsmodule LT S und LT HG
  1,0 Mio. Euro







  2,4 Mio. Euro

Kalenderjahr 2013

Häusliche Krankenpflege


29,2 Mio. Euro

Pflegeleistungen gem. § 43 SGB XI
  2,4 Mio. Euro 

Ambulante Pflegeleistungen

  0,4 Mio. Euro

Leistungsmodule LT S und LT HG
  2,0 Mio. Euro







34,0 Mio. Euro,

davon lediglich 



  4,8 Mio. Euro relativ gesichert

Kalenderjahr 2014

Häusliche Krankenpflege


29,2 Mio. Euro

Pflegeleistungen gem. § 43 SGB XI
  3,6 Mio. Euro 

Ambulante Pflegeleistungen

  0,7 Mio. Euro

Leistungsmodule LT S und LT HG
  3,0 Mio. Euro








36,5 Mio. Euro,


davon lediglich



  7,3 Mio. Euro relativ gesichert


Je Landesteil (LVR – LWL) kann jeweils der hälftige Wert angesetzt werden.

